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Geleitwort 

Dem Allphasen-Netto-Umsatzsteuersystem ist es immanent, dass auf jeder Stufe ein Umsatz-
steuerbetrag auf das jeweilige Entgelt erhoben wird, wobei die Umsatzsteuer auf Unterneh-
mensebene belastungsneutral und im Sinne eines durchlaufenden Postens behandelt werden 
soll. Dabei ist das zentrale Element der Vorsteuerabzug. In diesem Zusammenhang stellt der 
Grundsatz der Neutralität innerhalb des europäischen und im Kontext mit der Harmonisierung 
der Umsatzbesteuerung innerhalb des nationalen Umsatzsteuerrechts einen zentralen Grund-
pfeiler dar. Vor diesem Hintergrund sind nicht nur die Regelungen innerhalb der europäischen 
Umsatzsteuer-Richtlinien, sondern auch die zahlreichen Urteile des Europäischen Gerichtsho-
fes von zentraler Bedeutung. 

Die vorliegende Dissertation beinhaltet eine von großer Eigenständigkeit und Innovationskraft 
geprägte Auseinandersetzung mit Fragen der umsatzsteuerlichen Behandlung von Steuerfrei-
stellungen, wobei sich Frau Dr. Christine Cloß berechtigterweise mit dem Bereich der Finanz- 
und Versicherungsdienstleistungen auf der einen Seite und mit der Sonderstellung der öffent-
lichen Hand auf der anderen Seite beschäftigt, weil es sich dabei um zwei Bereiche handelt, 
bei denen der Neutralitätsgrundsatz im Umsatzsteuersystem kategorial verletzt wird. Die Ar-
beit ist im Zentrum der Betriebswirtschaftlichen Steuerlehre angesiedelt, wird doch auf der 
Grundlage einer detaillierten Darstellung der Steuerrechtslage eine Analyse der Steuerwir-
kungen und möglicher Steuergestaltungen vorgenommen. Kernstück bildet eine Erarbeitung 
anderer Gesetzesregelungen in beiden Bereichen, sodass die Steuerrechtsgestaltungslehre in 
bemerkenswerter Weise vertreten wird. Grundsätzlich sind die vorgeschlagenen Lösungen 
auch in jeder Hinsicht konsistent und absolut nachvollziehbar. 

Insgesamt ist der Verfasserin angesichts der gleichermaßen theoriegeprägten und praxisorien-
tierten Analysetechnik und der beeindruckenden wissenschaftlichen Originalität eine hervor-
ragende Gesamtleistung zu konstatieren. Die Arbeit von Frau Dr. Christine Cloß, die der 
Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität des Saarlandes als Disser-
tation vorgelegt und mit hervorragendem Ergebnis angenommen wurde, hat eine sehr große 
Verbreitung in Theorie und Praxis verdient. 

 

Saarbrücken, im April 2013                                                       Univ.-Prof. Dr. Heinz Kußmaul 

 



 

Vorwort 

Die vorliegende Arbeit entstand während meiner Tätigkeit als Wissenschaftliche Mitarbeiterin 
am Betriebswirtschaftlichen Institut für Steuerlehre und Entrepreneurship, Lehrstuhl für All-
gemeine Betriebswirtschaftslehre, insb. Betriebswirtschaftliche Steuerlehre, Institut für Exis-
tenzgründung/Mittelstand, an der Universität des Saarlandes in Saarbrücken. Sie wurde im 
November 2012 der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität des 
Saarlandes als Dissertation vorgelegt. Das Promotionsverfahren fand im Februar 2013 seinen 
erfolgreichen Abschluss. 

Mein ganz herzlicher Dank gebührt meinem verehrten akademischen Lehrer und Erstgutach-
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